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La Légation de Suisse à Berlin au Département politique

Copie de réception
f N o .  39. Berlin, 2 mai 1940, 15 h 58

{Reçu: 2 mai, 17 h 15)

Der Aussenminister liess mich 11 Uhr 30 zu sich kommen und eröffnete mir 
Folgendes: Köcher berichtete, dass der Bundesrat neuem polnischen Gesand­
ten das Agrement erteilen werdel. Hitler habe angeordnet, dass in diesem Fall 
der deutsche Gesandte zurückberufen werde. Ferner sei Hitler in höchstem 
Masse ungehalten über Beschimpfung Deutschlands und seiner Regierung in 
der Schweizer Presse und entschlossen, dies nicht weiter zu dulden. Deutsch­
land werde, falls keine Änderung eintrete, entsprechend in der Presse antwor­
ten und werde dabei von Italien unterstützt werden.

A N N E X E  I
E 2001 (E) 1/5

Le Ministre de Suisse à Berlin, H. Frölicher, 
au Chef du Département politique, M. Pilet-Golaz

L  F/MW . Berlin, 2. Mai 1940.

Wie ich Ihnen telegraphisch berichtete, hatte mich heute früh der Reichsaussenminister gebe­
ten, ihn um 11 Uhr 30 zu besuchen.

Herr von Ribbentrop empfing mich mit todernster Miene, die ich dadurch aufzuheitern suchte, 
dass ich ihm meine besten Wünsche zu seinem Geburtstag, den er am Vortag feierte, überbrachte.

Er erklärte gleich, dass er mich in einer sehr unerfreulichen Angelegenheit zu sich gebeten habe. 
Aus einem Bericht des Gesandten Köcher -  er hielt den Bericht in den Händen -  ergebe sich, dass 
der Bundesrat in Aussicht genommen habe, einem neuen polnischen Gesandten das Agrement zu 
erteilen. Der Bericht sei gestern dem Führer vorgelegt worden, und dieser -  er habe ihn noch selten 
so aufgebracht gesehen -  habe angeordnet, dass der deutsche Gesandte zurückberufen würde, falls 
das Agrement tatsächlich erteilt würde. Als Begründung für diese Stellungnahme machte der 
Reichsaussenminister im wesentlichen geltend, dass die polnische Regierung in Angers eine Emi­
grantenregierung sei und keine tatsächliche Herrschaft in Polen ausübe.

Herr von Ribbentrop sagte dann, er habe noch etwas weiteres vorzubringen. Der Reichskanzler 
sei auch sehr empört gewesen über die Haltung der schweizerischen Presse, die täglich das deutsche 
Volk, seine Institutionen und seine Regierung beschimpfe und beleidige. Diese Klagen würden 
nicht erst seit heute datieren. Schon vor nicht langer Zeit habe die deutsche Presse auf diese schwei­
zerischen Anwürfe geantwortet. Er habe aber dann veranlasst, dass deutscherseits die Fehde wie­
der eingestellt werde in der Erwartung, dass auch schweizerischerseits eine Beruhigung eintrete. 
Diese Erwartung sei nun aber nicht in Erfüllung gegangen, und er könne mich versichern, dass jetzt

1. Cf. N° 264.
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Deutschland, falls diese Eröffnungen ohne Ergebnis blieben, entsprechend in der deutschen Presse 
antworten werde. Dabei werde Deutschland auch von Italien unterstützt werden. Herr von Ribben- 
trop fügte dann bei, er bedaure, dass er mir diese Mitteilungen machen müsse, da er wisse, dass 
ich mich stets für eine Verbesserung der Pressebeziehungen eingesetzt habe. Überhaupt liege 
deutscherseits sonst kein Grund vor, seine grundsätzliche Haltung gegenüber der Schweiz zu 
ändern. Aber ein grosses Volk könne sich auf die Dauer solche Anwürfe nicht gefallen lassen. Er 
sei überzeugt, dass der Bundesrat in der Lage sei, hier Ordnung zu schaffen. Er wisse, dass, wenn 
einmal unfreundlich über die Westmächte geschrieben werde, dies jeweils sofort abgestellt werde2.

Zur Frage des Agrements eines neuen polnischen Gesandten antwortete ich, dass ich dem Bun­
desrate von den mir gemachten Eröffnungen Kenntnis geben werde. Es sei mir nicht bekannt, dass 
der bisherige polnische Gesandte in Bern durch einen neuen ersetzt werden soll, dass das Agrement 
nachgesucht sei und bereits in Aussicht gestellt wurde. Dagegen wüsste ich, dass der bisherige 
schweizerische Gesandte in Warschau die polnische Regierung nicht nach Angers begleitet hat und 
dass wir daselbst überhaupt keine Vertretung unterhielten3. Der Bundesrat habe damit den tat­
sächlichen Verhältnissen in weitgehendem Masse Rechnung getragen.

Was die Pressefrage anbelange, so könne ich ihn versichern, dass der Bundesrat stets die Presse 
zur Mässigung angehalten habe. Ich sei vor einigen Tagen selbst in Bern gewesen und hätte auf die 
Wichtigkeit der Pressefrage hingewiesen und von Ihnen, Herr Bundespräsident, die Zusicherung 
erhalten, dass das Mögliche gemacht würde. Ich könnte mich aber des Eindrucks nicht erwehren, 
dass hier in Berlin die Gesamthaltung der Schweizerpresse unrichtig beurteilt werde. Es entstünde 
ein ganz anderes Bild, wenn man selbst unsere Blätter lese, als wenn man auf Presseberichte 
abstelle, in denen die unfreundlichen Äusserungen zusammengetragen seien. Beschimpfungen und 
Beleidigungen seien die Ausnahme, und es würde gegen sie auf Grund der Presseverordnung des 
Bundesrates eingeschritten. Man dürfe nicht vergessen, dass wir in Kriegszeiten leben, wo sich aus­
serordentliche Dinge ereigneten, die zu Meinungsverschiedenheiten führen müssen. Der Bundesrat 
handhabe die Pressevorschriften in gleicher Weise nach allen Seiten. Die Schweizerpresse habe 
energisch gegen die Verletzung der norwegischen Territorialgewässer durch England Stellung 
genommen und ebenso gegen die Ausführungen Churchills bezüglich der Pflichten der Neutralen. 
Es sei mir nicht bekannt, dass gegen diese Ausführungen der Schweizerpresse von Seiten der West­
mächte protestiert worden sei oder dass die schweizerischen Behörden diese freie Meinungsäusse­
rung unterbunden hätten. Man müsse in diesen Zeiten den praktischen Fragen der Neutralitätspoli­
tik das Hauptgewicht beilegen. Wichtiger als was irgend ein unverantwortlicher Zeitungsschreiber 
zu Papier bringe sei z. B. die Tatsache, dass es der Schweiz gelungen sei, in den Blockadeverhand­
lungen mit den Westmächten ihre wirtschaftliche Neutralität weitgehend zu wahren, sodass nach 
Pfingsten die Verhandlungen mit Deutschland unter günstigen Aussichten beginnen könnten. 
Abschliessend erklärte ich, dass ich einen Wiederbeginn der Pressefehde nur bedauern müsste, 
dass ich mich wie bis anhin für eine Verbesserung der Pressebeziehungen einsetzen werde und dass 
ich dem Bundesrat von den Eröffnungen, die mir gemacht wurden, Kenntnis geben werde.

Der Aussenminister, der nur kurz auf meine Bemerkungen einging, verabschiedete mich mit 
der Bemerkung, dass er diese Aussprache sehr bedaure, weil er persönlich sehr ein Freund der 
Schweiz gewesen sei, die er auf seinen Reisen habe kennen und schätzen lernen.

Sofort nach der Besprechung habe ich Herrn Feldscher telephonisch mitgeteilt, dass ich beim 
Reichsaussenminister gewesen sei, dass sich die Aussprache auf die Frage des Agrements eines 
neuen polnischen Gesandten und auf die Pressefrage bezogen habe. Ich ersuchte, von einem Ent­
scheid in der Agrementfrage abzusehen, bis mein telegraphischer Bericht eingetroffen sei. Herr 
Feldscher orientierte mich kurz, dass nicht die Absicht bestehe, die Frage des Agrements rasch zu 
beantworten.

Heute abend habe ich Ihnen dann noch gewisse Anregungen bezüglich des weiteren Vorgehens 
telegraphisch unterbreitet.

2. Pilet-Golaz a marqué cette phrase d ’un point d ’interrogation dans la marge,
3. Cf. N os 177 et 264. Le Ministre Martin, bien que résidant à Berne, reste accrédité auprès du 
Gouvernement polonais.
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Was zunächst die Frage des Agrements betrifft, so habe ich den Eindruck, dass auch in Bern die 
Auffassung vorherrscht, es sei nicht angezeigt, eine Massnahme zu treffen, die zu einem schweren 
diplomatischen Zwischenfall mit Deutschland führen müsste. Es ist nicht daran zu zweifeln, dass 
Deutschland die angedrohte Massnahme der Abberufung des deutschen Gesandten gegebenenfalls 
zur Ausführung bringen würde. Die Folgen für die neutrale Stellung unseres Landes liegen auf der 
Hand. Umsomehr sollten diese Folgen unsererseits vermieden werden können, als die Erteilung des 
Agrements an eine Regierung, die keine Souveränitätsrechte in ihrem Lande ausübt, keineswegs 
unserer bisherigen Praxis in solchen Fragen entsprechen würde4. Diese bewährte Praxis stellt in 
erster Linie auf die tatsächlichen Verhältnisse ab. Dem Umstand, dass der Krieg weiter dauert und 
somit keine endgültige Situation vorliegt, kann dadurch Rechnung getragen werden, dass die 
Vertretungsfrage in der Schwebe gelassen wird und dass also keine neuen Massnahmen getroffen 
werden, die einer neuen Anerkennung der jetzigen polnischen Regierung gleichkämen. Wenn die 
polnische Regierung darauf beharrt, ihren jetzigen Gesandten von Bern abzuberufen, so kann sie 
weiterhin durch einen Geschäftsträger bei uns vertreten sein.

Über den Ernst der Pressefrage wird man sich nach den Eröffnungen des Reichsaussenministers 
keinen Illusionen mehr hingeben dürfen. Heute droht man uns zwar nur mit einer Pressekam­
pagne, die wir allenfalls trotz grosser Nachteile in Kauf nehmen könnten. Wenn sich aber infolge 
der Pressefehde die Beziehungen verschlechtern, muss man für morgen auch mit massiveren Dro­
hungen rechnen. Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass ich Sie, Herr Bundesprä­
sident, in einem persönlichen Schreiben und auch anlässlich meines letzten Besuches in Bern auf 
die Wichtigkeit der Pressefrage aufmerksam gemacht habe.

Selbstverständlich kann es sich für unser Land nicht darum handeln, ein Presseabkommen ab- 
zuschliessen -  ein solches Begehren ist vom Reichsaussenminister nicht einmal angedeutet worden 
-  oder den Grundsatz der freien Meinungsäusserung aufzugeben. Herr von Ribbentrop hat der 
Schweizerpresse Beschimpfungen und Beleidigungen zum Vorwurf gemacht und nicht etwa eine 
deutschlandfreundliche Haltung gefordert. Es sollte daher genügen, wenn die Presseverordnung 
des Bundesrates, die Beleidigungen und Kriegspropaganda verbietet, strikte gehandhabt wird. 
Darüber hinaus sollte aber auch von den verantwortungsbewussten Schweizerjournalisten mehr 
aussenpolitischer Takt in gefahrvoller Zeit erwartet werden können.

Leider kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, dass die Abteilung für Presse und Rund­
funk des Armeestabes bei der Handhabung der Presseverordnung, soweit die Beziehungen zu den 
kriegführenden Staaten in Frage kommen, zu wenig den aussenpolitischen Gesichtspunkt beachtet 
und Äusserungen unbeanstandet lässt, die mit Recht zu beanstanden wären. Vielleicht liegt der 
Grund darin, dass als Maßstab für die Frage, was als Beleidigung im Sinne der Presseverordnung 
zu gelten hat, ein innerschweizerischer zur Anwendung gelangt. Massgebend ist aber nicht, ob sich 
bei den Unfreundlichkeiten unserer Presse der einzelne Zeitungsleser beleidigt fühlt, sondern ob 
nach dem Begriff der comitas gentium eine Beleidigung eines ausländischen Staates vorliegt. 
Ferner scheint es mir auch ein organisatorischer Mangel zu sein, dass die Abteilung für Presse und 
Rundfunk bei der Handhabung der Presseverordnung über Fragen von aussenpolitischer Trag­
weite entscheidet, ohne dass das Politische Departement die Möglichkeit hat, seinen Standpunkt 
zur Geltung zu bringen. Einer militärischen Stelle sollte es nur angenehm sein, die Erfahrungen des 
Politischen Departements bei solchen Fragen zunutze zu machen. Wenn ich in meinem Tele­
gramm5 auf die Person von Herrn Professor Burckhardt hingewiesen habe, so deshalb, weil er 
überall im In- und Ausland gleiches Ansehen geniesst und mir sein Verständnis für die Aufgaben 
der schweizerischen Aussenpolitik bekannt ist.

Ich sehe Ihren Weisungen entgegen, welche Antwort ich der Reichsregierung auf die Erklärun­
gen des Herrn Reichsaussenministers erteilen soll.

4. Pilet-Golaz a marqué ce passage d ’un point d ’interrogation dans la marge.
5. Non reproduit. Frôlicher faisait cette suggestion dans un deuxième télégramme du même 
jour.
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A N N E X E  I I
E 2001 (D) 3/302

Notice du Chef de la Division des Affaires étrangères 
du Département politique, P. Bonna

UW Berne, 4 mai 19406

M. Köcher, Ministre d ’Allemagne, qui avait demandé une audience de M. le Président de la 
Confédération, est reçu par lui samedi 4 mai, à 16 h. 30.

M. Köcher expose que sa visite est la suite officielle de la conversation qui a eu lieu le 29 avril 
avec M. Charles Stucki7. Il en a rendu compte à Berlin et il est maintenant chargé de déclarer offi­
ciellement que le Gouvernement allemand considérerait comme un acte inamical le fait pour le 
Gouvernement suisse de reconnaître un nouveau Ministre de Pologne à Berne.

M. le Président répond que, s’il s’est étonné de la rapidité avec laquelle M. Köcher avait appris 
le départ de M. Komarnicki alors qu’il ne le connaissait pas lui-même et qu’un agrément pour le 
nouveau Ministre serait demandé alors qu’aucune demande d’agrément n ’avait été formulée, il a 
trouvé tout naturel que M. Köcher cherche à s’informer, et obligeant de sa part de nous mettre en 
garde contre des difficultés possibles. M. le Président déclare, en revanche, qu’il ne parvient pas 
à comprendre en quoi un changement dans le personnel de la Légation de Pologne à Berne pourrait 
être tenu pour inamical par le Gouvernement allemand8.

M. le Président souligne les points suivants:
1° Ce qui est important, c’est la présence entre deux Etats de Missions diplomatiques. La ques­

tion de personnel semble vraiment secondaire. Il ne peut comprendre en quoi le remplacement d ’un 
Ministre par un autre pourrait rendre insupportable avec le nouveau ce qui était tolérable avec 
l’ancien. Il remarque que la présence d ’une Légation de Pologne à Berne n ’a pas paru jusqu’ici 
inadmissible au Gouvernement allemand et qu’on ne s’expliquerait pas qu’il demandât à la Suisse 
de se montrer moins accommodante que les autres Etats neutres et notamment l’Italie.

A l’objection de M. Köcher qu’il y a une différence entre l’état de choses qui subsiste et l’accep­
tation d’un nouveau Ministre, M. le Président rétorque qu’il ne voit pas en quoi, que le Comte 
Ciano a convoqué avant-hier l’Ambassadeur de Pologne à Rome pour lui faire une communication 
et que cette communication était nécessairement destinée à être transmise au Gouvernement que 
représente l’Ambassade de Pologne; qu’on ne saurait donc contester que les Etats qui ne prennent 
pas part à la guerre continuent les relations avec le seul Gouvernement polonais existant et qu’il 
serait excessif de faire grief à la Suisse seule de conserver ces relations et d’accepter que la composi­
tion de la Légation de Pologne à Berne s’y adapte.

M. le Président met clairement en lumière que la neutralité, que la Suisse entend observer scru­
puleusement et que l’Allemagne a reconnue, l’oblige à cristalliser la situation à fin août 1939, à 
conserver, tant que la guerre ne sera pas terminée, des relations avec les Etats qui existaient à cette 
époque et à ne pas reconnaître, jusqu’à la conclusion de la paix, les Etats nouveaux qui pourraient 
venir à naître. Si le Gouvernement suisse acceptait d ’entrer en rapports, en 1940, avec un Ministre 
de Tchécoslovaquie, ce fait constituerait indubitablement un acte inamical à l’égard de l’Allema­
gne. Si le Gouvernement suisse acceptait de rompre ses relations avec le Danemark sous une 
pression de Londres ou de Paris, le Gouvernement allemand serait fondé à s’en plaindre comme 
d’un manquement à la neutralité. La France et la Grande-Bretagne pourraient de même retenir 
comme un manquement à la neutralité une décision de la Suisse qui impliquerait que la Pologne a 
cessé d’exister, et ceci d ’autant plus que l’Allemagne elle-même n’a jamais manifesté l’intention de 
supprimer cet Etat, avec lequel elle est toujours en guerre.

6. Bonna a adressé ce document le 6 mai à Pilet-Golaz, qui l ’a annoté le jour même.
7. Karl Theodor Stucki, Chef du Service consulaire du Département politique.
8. Cf. N° 264.
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M. le Président ne cache pas que la démarche officielle dont M. Köcher est aujourd’hui chargé 
ne facilite pas un règlement du problème posé par le départ de M. Komarnicki. Le Conseil fédéral 
ne tient pas à entrer en rapports avec un nouveau Ministre. Il cherche à faire prévaloir une solution 
basée sur une gérance intérimaire, mais, s’il n ’y réussissait pas, le Gouvernement allemand aurait 
tort de voir dans la solution à laquelle le Conseil fédéral donnerait son consentement quoi que ce 
soit qui impliquerait une prise de parti de la part de la Suisse9. C’est le contraire qui serait vrai.

M. Köcher déclare qu’il fera immédiatement rapport à Berlin sur cette conversation et qu’il fera 
son possible pour faire comprendre les explications que M. le Président lui a données. Il remarque, 
toutefois, que, du moment que M. Frôlicher a eu une conversation avec M. de Ribbentrop, il serait 
souhaitable que notre point de vue fût expliqué directement à Berlin par le Ministre de Suisse.

En ce qui concerne la presse, M. Köcher n ’en parle que très brièvement et surtout pour remercier 
M. le Président de sa lettre du 1er m ai10, qu’il a immédiatement transmise à Berlin. Cette 
lettre n ’était pas en possession de M. de Ribbentrop au moment où il a eu son entretien avec 
M. Frôlicher.

Au cours de toute la conversation, qui a eu lieu partiellement en français, M. Köcher s’est 
montré extrêmement amical. Il paraissait à la fin de la conversation compréhensif et animé du désir 
de faire tout ce qui dépendrait de lui pour dissiper un malentendu11.

9. Annotation de Pilet-Golaz dans la marge: Je n ’ai pas été aussi affirmatif. J ’ai dit que nous 
ne demanderions pas mieux que de trouver une solution agréable à chacun, mais...
10. Non reproduite.
11. Cf. N° 275.

272
J.I. 131/58

Le Chef du Département politique, M. Pilet-Golaz, 
au Ministre de Suisse à Paris, W. Stucki

L  Confidentiel. Berne, 6 mai 1940

Nous avons eu l’honneur de recevoir les lettres des 29 avril et 2 m ai1 par les­
quelles vous avez bien voulu nous mettre au courant des ouvertures qui vous 
ont été faites au sujet de l ’évacuation en France de notre or et de nos valeurs. 
Nous en avons pris connaissance avec un vif intérêt et nous vous en remercions 
vivement.

Nous vous approuvons fort de vous être borné à écouter les déclarations qui 
vous ont été faites. Quel que soit l’intérêt que nous pourrions avoir, dans le cas

1. Non reproduites. Stucki croyait savoir, puis confirmait l ’existence d ’un accord sur la mise
en sécurité en France des réserves d ’or et des valeurs de Belgique; l ’opération était déjà réalisée. 
Le Ministre français des Finances, en donnant cette information à Stucki, lui apprenait d ’autre 
part qu ’un accord semblable était en discussion entre la Banque de France et un membre de 
la direction de la Banque nationale suisse. Stucki se montrait fo r t vexé de n ’avoir été tenu au 
courant de rien.
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